
Stellungnahme zum Beitrag von Christian Mensch in der BZ vom 6.7.2020 

In der Ausgabe vom 6. Juli 2020 berichtet die BZ ausführlich über meine Tätigkeit als Präsident der 

Geschäftsprüfungskommission (GPK). Ich muss gestehen, dass ich mich etwas gebauchpinselt fühle, 

vom Journalisten derart prominent in Szene gesetzt zu werden. Der Schreiberling soll und darf seine 

Meinung äussern, auch wenn sich diese nicht mit meiner deckt. Es ist mir jedoch wichtig, dass der 

Öffentlichkeit keine wesentlichen Fakten verschwiegen werden.  

Der Journalist erweckt den Eindruck, ich alleine hätte die sogenannte «Garagenaffäre» aufgedeckt, 

den Fall der Staatsanwaltschaft übergeben und eine Anwältin eingeschaltet. Ich werde als 

verbissener Kämpfer dargestellt, der nicht lockerlässt im Kampf gegen Korruption und 

Vetternwirtschaft und am Ende verliert. Auf der einen Seite schmeichelt es mir, wenn mir ein 

derartiger, schon fast filmreifer Einsatz für unseren Staat bescheinigt wird. Es ist mir wirklich ein 

grosses Anliegen, dass nicht der Eindruck erweckt wird, in unserem Kanton würden allgemein 

Missstände in der Verwaltung herrschen. Aber: Ich bin nicht der Winkelried des Kantons Basel-

Landschaft, der alleine auf weiter Flur für das Gute kämpft.  

Der Journalist verkennt, dass sich die Geschäftsprüfungskommission aus 15 Mitglieder 

zusammensetzt, die alle über eine eigene Stimme verfügen. Sämtliche Schritte, über welche die BZ in 

diesem Artikel berichtet hat, sind im Namen der GPK erfolgt, d.h. die GPK hat diese im Plenum 

beschlossen. Oftmals einstimmig. Gemäss Reglement ist es meine Aufgabe als Präsident, diese 

Beschlüsse nach aussen zu vertreten und zu vollziehen. Das habe ich mit Überzeugung und bestem 

Wissen getan. Und ich würde es wieder tun.  

Es war also keine Einzelmaske namens Hp. Weibel, die den Fall der Staatsanwaltschaft übergeben 

hat, sondern das Plenum, welches zu diesem Vorgehen verpflichtet war. Ebenso wenig habe ich eine 

Anwältin beauftragt. Frau Catherine Westenberg ist offiziell seit 28 Jahren die juristische Beraterin 

der GPK, welche vom Kollektiv beauftragt wurde, unsere Interessen und jene der Bürger unseres 

Kantons zu wahren. Ich war auch nicht der einzige, der die Verfügung der Staatsanwaltschaft 

ungeschwärzt erhalten hat, wie es der Autor behauptet. Sondern alleine in der GPK waren es 15 

Mitglieder.  

Ich bin nach wie vor der Meinung, dass wir als Plenum richtig gehandelt haben, als wir über die 

Missstände in der Verwaltung orientiert haben. Diese waren ja auch von der Finanzkontrolle 

festgestellt worden. Wir haben einen handfesten Skandal aufgedeckt und erreicht, dass derartigem 

Gebaren ein Riegel geschoben wird. Ich persönlich erachte es nach wie vor als unhaltbar, dass die 

enttarnte Informantin in der Folge entlassen wurde. Bis heute hat kein unabhängiger Richter geklärt, 

ob es sich bei der Enttarnung um eine Amtsgeheimnisverletzung gehandelt hat, wovon ich persönlich 

nach wie vor überzeugt bin. Die Staatsanwaltschaft hat gemäss Auffassung der GPK nicht gründlich 

untersucht. Der GPK wurde in der Folge das Recht verweigert, gegen den Beschluss der 

Staatsanwaltschaft ein Rechtsmittel einzureichen. Das schickt sich nicht im Rechtsstaat.  

Es ist beschämend, dass sich mit der Frage, ob strafbare Handlungen erfolgt sind, kein Gericht 

geprüft hat, weil das Gesetz es faktisch ausschliesst, dass die GPK oder auch eine andere Person den 

zweifelhaften Entscheid der Staatsanwaltschaft von einer neutralen und unabhängigen Instanz 

überprüfen lassen kann. Ich fühle mich nicht als Verlierer. Auch die GPK hat keine Niederlage 

eingesteckt. Sondern der Bürger, der tatenlos zusehen muss, wie Missstände beim Staat nicht restlos 

aufgeklärt und faktisch dem Strafgericht entzogen werden.  



Journalistische Sorgfaltspflichten verlangen, dass der Leser über sämtliche Fakten aufgeklärt wird. 

Der Artikel vom 6. Juli 2020 hat dies nicht getan, sondern ein einseitiges Bild vermittelt, um auf den 

Mann zu spielen. Damit kann ich gut leben, denn die Karawane zieht weiter. Selbst wenn die Hunde 

bellen.  

Was mich jedoch medienethisch erschüttert ist der Umstand, dass ich dem Journalisten innert von 

ihm vorgegebener Frist meine Stellungnahme zum geplanten Artikel übermittelt habe und dieser 

meine Darstellung zu den gegen meine Person erhobenen Vorwürfen mit keinem Wort erwähnt hat. 

Obschon er mir das schriftlich zugesichert hat und dies die journalistischen Standesregeln verlangen.  

Ja, die Sachlage hätte sich anders präsentiert. Und das hat nicht ins Bild gepasst, das offenbar 

vermittelt werden sollte. Insofern gibt es weitere Verlierer: Die freie Meinung und der seriöse 

Journalismus. Das ist bedauerlich, wird mich jedoch im meinem unermüdlichen Engagement gegen 

Missstände nicht aufhalten. Anders als der Journalist bin ich unabhängig und lasse mich nicht 

instrumentalisieren.  
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